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Zum Karfreitag - Das Kreuz in der Welt 
Der  grosse kretische Schriftsteller 

Nikos Kazantzakis lässt in seinem nach­
gelassenen Werk «Rechenschaft vor El 
Greco» einen Bischof vor einem in 
einem Klosterhof gepflanzen Lorbeer­
baum sagen, ein jedes Blatt bilde, wenn 
man genau hinschaue, den gekreuzig­
ten Christus ab. Und lässt ihn fortfah­
ren: «Das ganze All, Pater Benedikt, 
ist ein Kreuz, an dem Christus gekreu­
zigt hängt. Nicht nur die Blätter des 
Lorbeerbaumes, sondern auch du und 
ich und sogar die Steine.» 

Der junge mitfahrende Kazantzakis 
widerspricht: «Ich dagegen - Verzei­
hung, mein Bischof - sehe überall den 
auferstandenen Christus.» Der Bischof 
schüttelt den Kopf. «Du hast es eilig, 
mein Sohn», sagte er, «wir*alle werden 
den auferstandenen Christus sehen, 
doch erst nach dem Tode. Jetzt, solan­
ge wir leben, durchlaufen wir die Pas­
sionsgeschichte.» 

Am Karfreitag, nach 40tägiger Fa­
stenzeit und mit der Hoffnung auf ein 
baldiges Ende der letzten schrecklichen 
Martern Jesu möchten wir es wohl eher 
mit dem jungen Mann halten und 
«überall den auferstandenen Christus» 
sehen. Ohne das frühe Begehen des 
Tages der Auferstehung als entschei­
dendem Datum der Christusjünger hät­
ten diese wahrscheinlich nicht die Kraft 

zum Zeugnis gegen alle Verfolgungen 
behalten. Ostern - davon lebte und lebt 
die Kirche. Damals, wie heute. Davon 
lebte und lebt der gesunde und noch 
mehr der kranke und der sterbende 
Christ. Gestern wie heute. 

Zugleich aber ist dieses allgegenwär­
tige Ostern doch auch erst ein Ereignis 
der Zukunft. Jenes Tages, an dem der 
Herr wiederkommen wird und wir ihn 
sehen werden. Davon spricht der Bi­
schof. Beide Sätze zusammen ergeben 
erst die ganze Wahrheit. Was vor Au­
gen und Herzen ist, nicht nur heute am 
Karfreitag, ist Leiden und Sterben, 
Schuld und Vergebung, Verzweiflung 
und vage Hoffnung, dass es nicht damit 
sein Bewenden haben kann. Wir leiden 
wirklich aus tiefsten, ungetrösteten 
Herzen mit, wenn der Dornengekrön­
te, Gegeisselte, Verhöhnte und 
schliesslich Gekreuzigte nach Gottes 
Barmherzigkeit schreit, die ihn verlas­
sen hat. 

Wir löschen die Kerzen, streuen uns 
Asche aufs Haupt, verhüllen die Ge­
sichter, wie die Altäre und manchen 
haben immer wieder in diesen Stunden 
die gleichen Wundmale geblutet wie 
ihrem Herrn. Wir leiden nicht zum 
frohgemuten Schein, sondern in der 
tiefsten Betroffenheit des Herzens. 
«Ich bin's, ich sollte büssen an Händen 
und an Füssen gebunden in der Holl -

die Geissei und die Banden und was Du 
ausgestanden, das hat verdient meine 
Seel.» 

Die Nähe von Karfreitag und Ostern 
umspannt eine riesige Entfernung von 
Verlorenheit und Errettung. Der dritte 
Tag lässt sich nicht an drei Fingern 
einer Hand abzählen und errechnen, 
sondern fährt als Blitz vom Himmel in 
unser Herz, lässt uns aus dem Takt 
geraten und verstummen. Unser Mund 
ist noch vom Kyrie übervoll und muss 
erst lernen, das Hallelujah anzustim­
men. 

Solange wir leben, sagt der griechi­
sche Bischof bei Kazantzakis, durch­
laufen wir die Passionsgeschichte. Das 
ist zumindest missverständlich gesagt. 
Die Passion Christi ist einmalig und 
kann durch menschliche Passionen 
nicht wiederholt oder gar ergänzt wer­
den. Manche Hungertücher der letzten 
Jahre waren dieser Versuchung nahe 
oder sogar erlegen. 

Der  Verfasser des Hebräer-Briefs 
betont es eindringlich: einmal, für im­
mer, hat Christus sein Opfer voll­
bracht. Diese Passionsgeschichte, frei­
lich, die ihres Herrn, durchlaufen Chri­
sten, solange sie leben. Jahr für Jahr, 
mit niemals erlahmender Betroffenheit 
und Hingabe, mit immer neuer Dank­
barkeit und erwiderter Liebe. 

KSZE steckt den Rahmen für Wirtschaftsbeziehungen ab 
Schlussdokument verabschiedet — Genscher für  ständige KSZE-Einrichtungen — Regierungschef Hans Brunhart gab Erklärung ab  

Bonn (AP) Mit der Verabschiedung 
des Schlussdokuments ist die Wirtschafts­
tagung der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
am Mittwoch in Bonn zu Ende gegangen. 
Zum Abschluss des dreieinhalbwöchigen 
Treffens von Delegationen aus 35 Staaten 
sagte Bundeswirtschaftsminister Helmut 
Haussmann, die gemeinsame Erklärung 
bilde einen «verlässlichen Rahmen» für 
den Ausbau und die Vertiefung der Wirt­
schaftsbeziehungen innerhalb der KSZE. 
Die Teilnehmerstaaten seien auch dafür, 
die Wirtschaftsgespräche zu einer regel­
mässigen Einrichtung zu machen. 

In dem Schlussdokument, auf das sich 
die Staaten aus Ost und West bereits am 
Montag inoffiziell geeinigt hatten, beken­
nen sich die KSZE-Staaten zu politi­
schem Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit 
und wirtschaftlicher Freiheit sowie zum 
Recht auf Eigentum. Das «uneinge­
schränkte Bekenntnis aller Teilnehmehr 
zur Marktwirtschaft» beschleunige den 
Annäherungsprozess in Europa, sagte 
Haussmann. Damit nehme die Herausbil­
dung eines gesamteuropäischen Wirt­
schaftsraumes konkrete Gestalt an. 
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Ein «Meilenstein» 
Vor den Konferenzteilnehmern hatte 

zuvor Bundesaussenminister Hans-Diet­
rich Genscher die Tagung als «Meilen­
stein» auf dem Weg zum KSZE-Gipfel im 
November dieses Jahres bezeichnet. Sie 
habe die Weichen gestellt für einen um­
fassenden europäischen Wirtschaftsraum 
auf der Grundlage der Marktwirtschaft. 

Für den Gipfel, auf dem die Abkommen 
zur Abrüstung und Vertrauensbildung 
unterzeichnet werden sollen, kündigte 
Genscher als Ziel auch die Institutionali­
sierung des KSZE-Prozesses an. Nach 
seinen Worten sollten regelmässig Tref­
fen der Aussenminister der 35 Staaten 
stattfinden, ein europäisches Zentrum 
zur frühzeitigen Erkennung und politi­
schen Schlichtung von Konflikten einge­
richtet, das Recht auf freie Wahlen in die 
KSZE-Schlussakte von Helsinki einge­
fügt und der Europarat zur gesamteuro­
päischen Institution für die Wahrung der 
Menschenrechte erhoben werden. 

Erklärung Liechtensteins 
Regierungschef Hans Brunhart gab als 

liechtensteinischer Aussenminister eine 
Erklärung ab, in der er einleitend auf die 
Änderung im wirtschaftlichen Bereich in 
Osteuropa einging und dann ausführte: 

Ein kleines Land wie Liechtenstein, 
dem es gelungen ist, die Entwicklung der 
modernen Marktwirtschaft im eigenen 
Land in Gang zu setzen und den An-

Tempo 80 auf Tiroler 
Strassen 

Innsbruck (AP) Auf den Bundes- und 
Landesstrassen im österreichischen Bun­
desland Tirol darf seit Mittwoch nicht 
mehr schneller als 80 Kilometer in der 
Stunde gefahren werden. Wie die Lan­
desregierung in Innsbruck, mitteilte, gilt 
für schwere Fahrzeuge über 7,5 Tonnen 
Tempo 60. Die Beschränkungen sind auf 
zwei Jahre befristet. 

Ausnahmen gibt es nur auf sechs Stras-
senabschnitten. Dort sind weiterhin 
Höchstgeschwindigkeiten von 100 Stun­
denkilometer erlaubt. 

schluss an die Weltwirtschaft von da aus 
zu finden, kann diese Entwicklung in Eu­
ropa nur begrüssen. Wir haben schon am 
Beginn der  Konferenz darauf hingewie­
sen, dass freie Marktwirtschaft aus dem 
Wagnis vieler Unternehmer erwächst, die 
bereit sind, sich dem Existenzkampf zu 
stellen. Die freie Marktwirtschaft be­
währt sich als wirtschaftliche Initiative al­
ler Teile in der Bevölkerung zuerst ein­
mal im lokalen Rahmen mit einem regio­
nalen funktionsfähigen Transportsystem, 
mit einer regionalen gesunden Preisbil­
dung, einem verlässlichen Geldwert. Im 
Vertrauen auf diese Rahmenbedingun­
gen und mit der realen Aussicht auf Er­
folg fühlt sich der Einzelne motiviert, das 
Risiko der wirtschaftlichen Selbständig­
keit auf sich zu nehmen und dadurch auch 
anderen Arbeit, Verdienst und Güter für 
die Bedarfsdeckung zu verschaffen. Es ist 
höchst bedeutsam festzustellen, dass an 
diesen Motiven der freien Marktwirt­
schaft im Rahmen der 35 Teilnehmerstaa­
ten niemand mehr zweifelt, und es ist 
daher auch der Grad der Übereinstim­
mung bei den Verhandlungen im Rah­
men der Konferenz bemerkenswert. Die 
Positionen waren von Anfang an nicht 
weit voneinander entfernt, so dass im 
grossen und ganzen von einem einzigen 
Arbeitspapier als Verhandlungsgrundla­
ge ausgegangen werden konnte. Diese 
weitgehende Übereinstimmung in der 
Aufgabenstellung, in der Diagnose der 
Schwierigkeiten und in der  Zielrichtung, 
was alles im Verhandlungsergebnis zum 
Ausdruck kommt, ist zu unterstreichen. 

Schwierig ist noch einmal die Durch­
führung; nicht wegen de r  Verweigerung, 
die nötigen Konsequenzen zu ziehen, 
sondern wegen der Grösse des Problems. 
Tatsächlich haben grosse Teile Europas 
sich über Jahrzehnte jeder Einsicht in die 
Probleme verweigert, die eine moderne 
freie Wirtschaftsordnung an das Manage­
ment stellt. 

Diese Länder befinden sich jetzt in 
einem wirtschaftlichen Notstand, in einer 
Isolation mit ihren Problemen, was auch 
gefährliche politische Konsequenzen ha­
ben könnte. Nicht nur Einsicht und Wille 
zur Reform, auch Hilfestellung und Soli­
darität mit dem Problem sind nötig. Auch 
dazu finden sich im Schlussdokument der 
Konferenz über wirtschaftliche Zusam­
menarbeit in Europa klare Aussagen. 

Ich darf zusammenfassen: Bonn signa­
lisiert im Bereich Wirtschaft das Ende der 
Missverständnisse unter den Teilnehmer­
staaten; Bonn signalisiert aber noch nicht 
das Ende der Schwierigkeiten. 

Die Entschlossenheit, diese Schwierig­
keiten gemeinsam anzugehen, das ist die 
zweite Aussage, zu der die Teilnehmer­
staaten gekommen sind. 

Liechtenstein kann im Rahmen seiner 
Möglichkeiten innerhalb und ausserhalb 
der KSZE durch Mitwirken an Organisa­
tionen, die einen Wiederaufbau reform­
orientierter Volkswirtschaften zum Ziel 
haben, die Bereitschaft zum Ausdruck 
bringen, hier seinen Teil zu leisten. 

Ausschreibung von 
Polizeistellen 

(pafl) - Aufgrund absehbarer Vakan­
zen bei der  Landespolizei hat die Regie­
rung die Ausschreibung von vier Polizei­
stellen beschlossen. Mit der Besetzung 
der drei Stellen ist der  Sollbestand von 55 
Polizeibeamten wieder erreicht. Zusätz­
lich sind gegenwärtig bei der Landespoli­
zei vier Verwaltungsstellen besetzt. 

Für die Polizei-Aspiranten ist der Be­
such der Polizeischule der  Kantonspolizei 
Zürich vorgesehen. Schulbeginn ist der 1. 
September 1990, Schulende am 1. Okto­
ber 1991. Gleichzeitig mit de r  Ausschrei­
bung der drei Polizeistellen im Verlauf 
des Monats April hat die Regierung auch 
die Prüfungskommission für Polizeiaspi­
ranten neu bestellt. 

Währungsunion 
bereits im Mai 

Bonn (AP) D e r  Staatsvertrag mit der 
D D R  über die Wirtschafts-, Währungs­
und Sozialunion soll nach den Worten des 
Bonner Regierungssprechers Dieter Vo­
gel spätestens Anfang Mai unterzeichnet 
werden. Die Bürger sollten noch vor den 
Kommunalwahlen in der D D R  am 6. Mai 
Klarheit über den Inhalt bekommen, sag­
te Vogel am Mittwoch vor Journalisten in 
Bonn. E r  bekräftigte die Zusage von 
Bundeskanzler Helmut Kohl, die Wäh­
rungsunion solle noch vor Beginn der 
Sommerferien in der  D D R  am 7. Juli in 
Kraft treten. 

Walesa macht 
Rückzieher 

Warschau (AP) Als Missverständnis 
hat der  polnische Arbeiterführer Lech 
Walesa am Mittwoch seine tags zuvor 
verbreitete Ankündigung bezeichnet, bei 
der nächsten Präsidentenwahl für das 
höchste Staatsamt zu kandidieren. Im 
Gespräch mit Journalisten wollte Walesa 
am Mittwoch die Herausforderung an 
Staatspräsident Wojciech Jaruzelski als 
«Metapher» verstanden wissen, mit der 
e r  zu einem höheren Tempo bei der 
Durchsetzung von Reformen habe antrei­
ben wollen. Politische Kreise in War­
schau Hessen sicli aber von dem Dementi 
Walesas nicht beeindrucken. 

Entwicklungsfonds 
für Jugoslawien 

(pafl) - Im Vorfeld des informellen 
EFTA-Ministertreffens vom 3. April in 
Genf, an dem Liechtenstein durch Regie­
rungschef Hans Brunhart vertreten war, 
wurden von den EFTA-Mitgliedstaaten 
formell die Statuten für die Errichtung 
eines EFTA-Entwicklungsfonds für Jugo­
slawien verabschiedet. 

D e r  Fonds, an dem sich auch Liechten­
stein, vorbehaltlich der Zustimmung 
durch den Landtag, beteiligen wird, soll 
der Regierung Jugoslawiens eine Hilfe 
sein bei der Restrukturierung der Indu­
strie, des Handels und der Wirtschaft 
nach marktwirtschaftlich orientierten 
Prinzipien. 

BBB-CENTER 
; 9495 Triesen 
I Tel. 075/2 9 9 1 1  

E N T E R 


